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Für die einen gilt: „Nur Warnhinweise auf Lebens-
mitteln können vor der Volksseuche Übergewicht 
noch retten.“ Für die anderen hingegen ist klar: 
„Eine rote Ampel auf kalorienreichen Lebensmitteln 
bedeutet eine unerträgliche Entmündigung der 
Bürger.“ Die aktuelle Kontroverse um die von der 
EU vorangetriebene Nährwertkennzeichnung von 
Lebensmitteln zeigt: Verbraucherpolitische Debat-
ten werden häufi g mit besonderer Schärfe geführt 
– und im Streit um grundlegende menschliche Ver-
haltensweisen beim Konsum geht es schnell ums 
Menschenbild.

In dieser Situation kann die experimentelle Wirt-
schaftsforschung dazu beitragen, dem Streit dar-
über „wie Verbraucher wirklich ticken“ festen Boden 
zu geben. Dabei geht es nicht allein darum, theo-
retische Grundannahmen über den Homo oecono-
micus zu bestätigen oder zu verwerfen. Auch bei 
konkreten politischen Gestaltungsfragen – etwa im 
Streit über eine freiwillige oder obligatorische Am-
pelkennzeichnung – können verhaltensorientier te 
Experimente Auskunft geben, inwieweit einzelne 
Maßnahmen überhaupt zu den erklärten poli-
 tischen Zielen beitragen. 

Die öffentliche Aufmerksamkeit für Verbrau-
cherpolitik hat in den vergangenen Jahren stark 
zugenommen. Dies hat nicht zuletzt mit spek-
takulären Fällen von Qualitätsmängeln – zum 
Beispiel verseuchter Zahnpasta und gefährlichem 
Spielzeug aus China oder Gammelfleisch – zu 
tun. Auch die Deregulierung ehemals staatlicher 
Monopole (Post, Telefon, Bahn), die Liberalisie-
rung der Energiemärkte, schnell wechselnde Ver-
tragsformen im Telekommunikationsbereich und 
zusätzliche Handelsmöglichkeiten im Internet 
stellen große Herausforderungen für Verbrau-
cher und die Verbraucherpolitik dar. 

Unter Verbraucherpolitik wird hier die Gesamt-
heit der Bestrebungen verstanden, Verbraucher 
bei ihrer Produktwahl zu unterstützen und sie 
vor Missbrauch zu schützen. Verbraucherpolitik 
knüpft damit auch an die Ziele der Wettbewerbs-
politik an. Wenn wir uns gut funktionierende 
Märkte als Ziel setzen, brauchen wir nicht nur 
eine durch Wettbewerb gekennzeichnete Ange-
botsseite, sondern auch eine starke Nachfrage-
 seite. Während für das Angebot die Wettbewerbs-
politik zuständig ist, sollen Nachfragestrukturen 
durch Verbraucherpolitik verbessert werden. 

Bei der auf die Angebotsseite zielenden staat lichen 
Wettbewerbspolitik wird in der Regel eine gut 
funktionierende Nachfrageseite vorausgesetzt. 
Verbraucher sind jedoch häufig schlecht infor-
miert. Wenn die potentiellen Vertragspartner in 
einem Markt nicht über annähernd gleiche Infor-
mationen verfügen, kann es zur Benachteiligung 
einzelner Marktteilnehmer oder sogar zum völli-
gen Zusammenbruch des Marktes kommen.1 

Die Entwicklung neuer Informationstechnologien 
erleichtert einerseits Verbrauchern den Zugang 

1   Akerlof, G. A.: The Market for „Lemons“. Quarterly Journal of 
Economics 84, 1970, 488–500.
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Frau Dr. Keser, die experimentelle Wirtschafts-
forschung untersucht das Entscheidungsver-
halten von Menschen in kontrollierten Situa-
tionen, also im Experiment. Welche Rolle spielt 
die experimentelle Wirtschaftsforschung in 
der Wettbewerbs- und  Verbraucherpolitik?
Die experimentelle Wirtschaftsforschung er-
laubt uns zu testen, wie sich Politikmaßnahmen 
auf das Verhalten der Marktteilnehmer auswir-
ken. Im Experimentallabor ist das viel weniger 
riskant und kostengünstiger als in der realen 
Welt. Außerdem haben wir dort weitgehende 
Kontrolle: Wir können beliebige Mechanismen 
unter verschiedenen Informationsbedingun-
gen sowie in unterschiedlichem Kontext und 
Handlungsräumen der Marktteilnehmer unter-
suchen.

In der experimentellen Wirtschaftsforschung 
ist es bekannt, dass sich Verbraucher nicht 
immer so verhalten, wie man es unter markt-
wirtschaftlichen Gesichts-
punkten erwarten würde. 
Wo zeigt sich das am deut-
lichsten?
Menschen neigen dazu, 
Handlungen in die Zukunft 
zu verschieben. Wir nennen 
das „Procastination“. Wir 
kennen das alle, wenn wir 
sagen, das kann ich doch noch morgen erledi-
gen. Dann kann es sein, dass die Angebotsmen-
ge für den Verbraucher zu groß und unübersicht-
lich ist. Das kann dazu führen, dass Verbraucher 
neue Angebote ignorieren und bei dem bleiben, 
was sie kennen. Im Internethandel, wo wir es 
vielfach mit Auktionen zu tun haben, zeigt sich 
ein weiteres Phänomen, das wir als den Fluch 
des Gewinners bezeichnen. Viele Menschen be-
zahlen oft zu viel, weil sie im Rausch des Bietens 
oft nur noch gewinnen möchten.

Der elektronische Handel im Internet bietet 
völlig neue Möglichkeiten der Verbraucherin-
formation. Hat man nicht damit den transpa-
renten Markt, der vielfach gefordert wird?
Ja, einerseits haben wir jetzt natürlich relativ 
viele Informationen, die relativ kostengünstig im 

Internet zur Verfügung 
 stehen. Diese  Information 
wird zum Großteil auch 
gesucht. Ob sie auch genutzt wird, ist fraglich. Wir 
wissen aus der experimentellen Wirtschaftsfor-
schung, dass Menschen nur eine relativ begrenzte 
Menge an Informationen verarbeiten können. Im 
Internet hat man oft einen „Overfl ow“, also zu viel 
an Informationen. Als Reaktion darauf werden 
diese Informationen dann oft einfach beiseite ge-
schoben und ignoriert.

Gibt es Situationen, in denen die Politik ein-
greifen sollte, um die Verbraucher vor eigenen 
Fehlentscheidungen zu schützen?
Das wird ja bereits gemacht, so beim Rücksende-
 recht im Onlinehandel oder bei Warnungen auf 
Zigarettenschachteln. Das ist jedoch häufi g eine 
Gratwanderung. Man schützt die einen, die sich 
vielleicht sogar bevormundet fühlen, anderen bür-
det man Kosten auf. Dazu zählen Verbraucher, die 

gar nicht geschützt werden 
müssen und die Anbieter. 
Internet händler beispiels-
weise be klagen sich über 
den Missbrauch des Rück-
senderechts. Experimentel-
le Wirtschaftsforschung ist 
weniger dazu da, Eingriffe 
zu begründen, sondern kann 

bei der Gestaltung von politischen Maßnahmen 
behilfl ich sein.

Was kann die Politik von der experimentellen 
Wirtschaftsforschung lernen?
Die politischen Entscheidungsträger können 
lernen, dass regulierende Maßnahmen nicht im-
mer so funktionieren, wie man sich das vorstellt. 
Menschen verhalten sich unter Umständen ganz 
anders, als Politiker es von Marktteilnehmern er-
warten. Hier bietet es sich an, das Instrumenta-
rium der experimentellen Wirtschaftsforschung 
zu nutzen. Damit lässt sich vorher testen, wie 
sich eine Maßnahme auswirken könnte. Ver-
schiedene Szenarien können ausprobiert wer-
den, wenn man sieht, dass es nicht so funktio-
niert, wie man es sich gedacht hat. Damit ließen 
sich einige Fehler vermeiden.   

Fünf Fragen an Claudia Keser
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Kosten einer Verhaltensänderung sehr gering 
sind. Die geringe Wechselbereitschaft ist zur-
zeit beispielsweise ein wichtiges Thema auf 
den Energiemärkten. Es ist zu vermuten, dass 
eine Zerschlagung der Marktmacht auf der 
Anbieterseite nur dann zu niedrigeren Preisen 
führt, wenn die Verbraucher bereit sind, ihren 
Stromanbieter zu wechseln. Allerdings ist eine 
größere Nachfragebeweglichkeit noch keine 
Garantie für mehr Wettbewerb.3 
Selbstüberschätzung (Overconfidence): Men-
schen neigen in vielen Situationen dazu, sich 
ihrer Entscheidung sicher zu sein, obwohl 
sie nur wenig Kenntnis über die Sachlage be-
sitzen. Autofahrer etwa überschätzen gerne 
ihr Fahrkönnen. Auch die Bereitschaft, regel-
mäßig Sport zu treiben, wird häufig zu hoch 
eingeschätzt. In einer Studie über die Kunden 
von Fitness-Klubs in den USA konnte zum 
Beispiel gezeigt werden, dass diejenigen, die 
sich für einen festen Monatsbeitrag statt einer 
Bezahlung pro Besuch entschieden hatten, im 
Schnitt sehr viel teurer gefahren sind.4 
Trugschluss des Spielers (Gambler’s Fallacy): 
Die Erwartung, dass einzelne zufällige Ereig-
nisse von vorherigen Zufallsereignissen abhän-
gen, ist weit verbreitet. Wer beim Münzwurf 
mehrmals hintereinander „Zahl“ geworfen 
hat, ist geneigt zu glauben, als  nächstes müsse 
„Kopf“ kommen. Trugschlüsse bezüglich der 
Unabhängigkeit von Zufallsereignissen sind 
insbesondere bei Ereignissen mit ge ringer 
Wahrscheinlichkeit relevant. Das hat zum Bei-
spiel Auswirkungen auf das Versicherungsver-
halten gegen Umweltkatastrophen. 
Hyperbolische Diskontierung (Hyperbolic Dis-

counting): Menschen neigen zu Ungeduld. 
Sie ziehen zum Beispiel eine frühere Auszah-
lung einer späteren vor, auch wenn die frühere 
Auszahlung niedriger ist als die  spätere. Das 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die ge-
ringere Auszahlung sofort erhältlich ist. Sind 
jedoch beide Auszahlungen weit in der Zu-
kunft, wird tendenziell die spätere, größere 
Auszahlung der geringeren, früheren vorge-
zogen. Bei der Wahl zwischen einer Auszah-
lung von 1 000 Euro in einem Jahr oder einer 
Auszahlung von 1 100 Euro in einem Jahr und 
einem Tag werden sich vermutlich die mei-
sten für die 1 100 Euro entscheiden und für die 
um 100 Euro höhere Auszahlung einen Tag 
länger warten. Dies wird häufig nicht mehr 
der Fall sein, wenn die Wahl zwischen 1 000 

3   Selten, R.: Spieltheoretische Behandlung eines Oligopolmodells 
mit Nachfrageträgheit. Teil II: Eigenschaften des dynamischen 
Gleichgewichts. Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 121, 
1965, 667–689.
4   Dellavigna, S., Malmendier, U.: Paying Not To Go To The Gym. 
American Economic Review 96, 2006, 694–719.
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zu Information und globalen Marktplätzen, an-
dererseits führt sie jedoch auch zu komplexeren 
und anonymeren Märkten und neuartigen Risi-
ken des Betrugs und der Täuschung. Vertrauen, 
Datenschutz und Sicherheitsfragen sind für den 
elektronischen Handel von sehr hoher Bedeu-
tung. 

Im Folgenden wird argumentiert, dass die experi-
mentelle Wirtschaftsforschung eine wichtige un-
terstützende Rolle für die Gestaltung der Verbrau-
cherpolitik spielen kann.2 In Deutschland hatte 
diese Disziplin in den 50er Jahren in Frankfurt 
ihre Anfänge um Heinz Sauermann und Rein-
hard Selten. Deren erste Experimente untersuch-
ten, in Anlehnung an Unternehmensplanspiele, 
Anbieterverhalten in Oligopolmärkten, in denen 
nur wenige Anbieter im Wettbewerb stehen. Die 
experimentelle Wirtschaftsforschung hinterfragt 
die in der mikroökonomischen Theorie vorherr-
schende Rationalitätsannahme, die besagt, dass 
Menschen über stabile Präferenzordnungen 
verfügen und unter Berücksichtigung der opti-
malen Menge an Information ihren individuellen 
Erwartungsnutzen maximieren. Sie untersucht 
das Entscheidungsverhalten von Menschen in 
weitgehend kontrollierten Situation im Experi-
mentallaboratorium. Dies können Situationen 
individueller Entscheidungen oder strategischer 
Interaktion mit anderen sein. Die experimentelle 
Wirtschaftsforschung hat den Vorteil, dass sie im 
Vergleich zu anderen Methoden, relativ schnell, 
kostengünstig und quasi risikolos durchführbar 
ist, und dass den Teilnehmern in ökonomischen 
Experimenten erfolgsabhängige finanzielle An-
reize geboten werden, die den Annahmen der 
ökonomischen Theorie gerecht werden.

Die experimentelle Wirtschaftsforschung 
kann „Verhaltensanomalien“ aufzeigen

In der experimentellen Wirtschaftsforschung 
kennt man einige Verhaltensweisen, die vom 
Modell des Homo oeconomicus abweichen. Diese 
Anomalien sind für die Verbraucherpolitik von 
erheblicher Bedeutung. Zu ihnen gehören: 

Vorliebe für den Status quo (Status Quo Bias): 
Menschen bleiben viel eher bei gewohnten Kon-
summustern und -regeln als die ökono mische 
Theorie vorhersagen würde, selbst wenn die 

2   Im April 2007 organisierte mit gleichem Anliegen die Federal Trade 
Commission (FTC) in Washington, DC, eine Konferenz zu „Verhaltens-
 ökonomie und Verbraucherpolitik“, deren Ergebnisse von Joseph 
Mulholland zusammengefasst werden: Mulholland, J.: Summary Report 
on the FTC Behavioral Economics Conference. 2007, verfügbar unter: 
www.ftc.gov/be/consumerbehavior/docs/report.shtm. Verhaltens-
ökonomie basiert weitgehend auf Erkenntnissen der experimentellen 
Wirtschaftsforschung und der Sozialpsychologie.

•
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chancen bei Lotterien, bekannte Nebenwirkungen 
und Gegenanzeigen bei Medikamenten und der 
Nährstoffgehalt bei Lebensmitteln. Hier kann 
man davon ausgehen, dass in der Regel die un-
informierten Verbraucher einen Nutzen aus der 
Information ziehen können, die informierten 
Nutzer die Information einfach ignorieren und 
die Kosten der Informationsbereitstellung für die 
Anbieter relativ gering sind – auch wenn das im 
Einzelfall zu evaluieren ist. 

In der Definition des asymmetrischen Paterna-
lismus steckt die Erkenntnis, dass individuelles 
Verhalten in der Regel sehr verschieden ist. Daher 
scheint es schwierig, weitgehende, regulierende 
Eingriffe mit Verhaltensanomalien zu begründen. 
Joseph Mulholland vom Bureau of Consumer Pro-
tection der US Federal Trade Commission sieht 
den wesentlichen Beitrag der experimentellen 
Wirtschaftsforschung für die Verbraucherpolitik 
denn auch weniger in der Definition von Politik-
zielen als darin, dass diese besser auf typische 
Verhaltensmuster der Verbraucher abgestimmt 
werden können.6 Insbesondere können die 
experimentellen Ergebnisse genutzt werden, 
die emotionalen und kognitiven Schranken der 
Rationa lität zu berücksichtigen. 

In anderen Worten, die experimentelle Wirtschafts-
forschung sagt uns nicht, welche regulierenden 
Eingriffe notwendig sind. Sie kann uns jedoch 
helfen zu verstehen, wie sie sich auf das konkrete 
Verhalten der Verbraucher auswirken würden. 
Dies soll im Folgenden am Beispiel des elektro-
 nischen Handels bei eBay aufgezeigt werden. 

Experimente können zeigen, weshalb auch 
elektronische Märkte funktionieren können

Wie kommt es, dass Menschen auf elektronischen 
Märkten wie eBay handeln? Insbesondere als 
Käufer ist man dort großen Risiken ausgesetzt. 
Man weiß nicht, wer der Verkäufer wirklich ist, 
man hat nur selten die Möglichkeit, das Gut zu 
inspizieren, und man hat keine Garantie, dass der 
Verkäufer auch wirklich liefert. Das für einen sol-
chen Markt erforderliche große Maß an Vertrauen 
und Vertrauenswürdigkeit wird offensichtlich 
durch ein Reputationssystem, das so genannte 
Bewertungsportal, gewährleistet. 

Das Prinzip ist einfach. Nach jeder Transak-
tion können sich die beiden Handelspartner 
gegenseitig bewerten. Jeder kann zusätzlich zu 
einem kurzen Kommentar den anderen mit +1 

6   Mulholland, J.: Behavioral Economics and the Federal Trade 
Commission. 2007, ssrn.com/abstract=1091745.

Euro sofort und 1 100 Euro morgen besteht. 
Solche gegenwartsverzerrten Präferenzen sind 
unter anderem von Bedeutung bei Selbstkon-
trollproblemen (Rauchen aufgeben, ins Fit-
nesscenter gehen), bei Entscheidungen zur 
Altersvor sorge, zum Versicherungsschutz und 
zur Kreditaufnahme. Sie können auch dazu 
führen, dass Menschen beim Online-Shop-
ping allzu bereitwillig private Informa tion 
bereitstellen, wenn es dafür einen geringen 
Rabatt gibt, auch wenn sie sonst sehr auf den 
Schutz ihrer privaten Daten bedacht sind.

Verbraucherpolitik kann durch 
Laborexperimente zielgenauer werden

Es stellt sich nun die Frage, was wir aus der-
artigen Verhaltensanomalien für die Verbrau-
cherpolitik lernen können. Wenn solche Verhal-
tensweisen dem Einzelnen schaden, kann man 
unter Umständen durch Regeln oder Verbote 
entgegenwirken. Dabei geht es häufig um Re-
gulierungen auf der Angebotsseite wie im Fall 
von Warnhinweisen auf Zigarettenschachteln 
oder der derzeit diskutierten Nährwertkenn-
zeichnung von Lebensmitteln (Ampelsymbol, 
das die Verbraucher vor einem übermäßigen 
Verzehr von Kalorienbomben wie Chips oder 
Schokolade warnen soll). Dazu gehört auch das 
Widerrufs- und Rückgaberecht der Verbraucher 
(§312 BGB, Fernabsatzverträge). Danach darf 
Ware, die telefonisch, brieflich oder per Internet 
bestellt wurde, innerhalb von zwei Wochen ohne 
Angabe von Gründen zurückgegeben werden. 
Derartigen Regulierungen halten die Anbieter 
oft das Argument höherer Kosten oder Wettbe-
werbsverzerrungen entgegen. Gegen Regulie-
rung auf der Verbraucherseite zum Schutz vor 
Verhaltensanomalien spricht das Argument der 
Bevormundung der Verbraucher. 

Verhaltensökonomen in den USA haben das 
Konzept des „asymmetrischen Paternalismus“ 
eingeführt, der helfen soll, Situationen zu identifi-
zieren, in denen staatliche Eingriffe gerechtfertigt 
sind.5 Das sind Situationen, in denen der Nutzen 
für die Verbraucher, die man vor ihren eigenen 
Fehlentscheidungen schützen möchte, größer 
ist als die Kosten, die man den anderen, die sich 
rational verhalten, damit aufbürdet. Als Beispiel 
einer weit verbreiteten Form von asymmetrischem 
Paternalismus wird die Informationspflicht von 
Anbietern genannt, wie zum Beispiel die Gewinn-

5   Camerer, C., Issacharoff, S., Loewenstein, G., O’Donoghue, T., 
Rabin, M.: Regulation for Conservatives: Behavioral Economics and the 
Case for „Asymmetric Paternalism“. University of Pennsylvania Law 
Review, Vol. 15, 2003, 1211–1254.
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Die Studie basiert auf einem einfachen Vertrauens- 
oder Investitionsspiel, das von Joyce Berg, John Dickhaut 
und Kevin McCabe eingeführt wurde.1 In diesem Spiel 
gibt es zwei Spieler, Käufer und Verkäufer. Beide kennen 
die genauen Spielregeln. Jeder bekommt zehn Euro als 

1  Berg, J., Dickhaut, J., McCabe, K.: Trust, Reciprocity, and Social 
History. Games and Economic Behavior 10, 1995, 122-142.

Abbildung 1

Vertrauen der Käufer nach der Zahl der Runden
Durchschnittlicher Einsatz (Skala von 0 bis 10)
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Abbildung 2

Vertrauenswürdigkeit der Verkäufer 
nach der Zahl der Runden
Durchschnittliche Rückzahlung in Prozent

10

20

30

40

50

60

70

80

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20

Langfristige Reputation

Kurzfristige Reputation

Partner

Fremde
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Vertrauen unter Marktteilnehmern: Ein Experiment

Anfangsausstattung. Der Käufer kann dem Verkäufer 
einen beliebigen Betrag von seiner Anfangsausstattung 
schicken. Er muss ihm jedoch nichts schicken. Schickt er 
etwas, wird dieser Betrag von der Spielleitung verdrei-
facht. Das heißt, der Verkäufer erhält das Dreifache des 
vom Käufer geschickten Betrags. Das stellt den Gewinn 
durch Handel dar. Nachdem der Verkäufer diesen Betrag 
erhalten hat, bekommt er die Möglichkeit, dem Käufer 
Geld zurück zu schicken. Er muss dies jedoch nicht tun. 
Danach ist das Spiel zu Ende. Der Betrag, den der Käufer 
an den Verkäufer schickt, misst das Vertrauen, das er in 
den Verkäufer hat. Der Betrag, den der Verkäufer an 
den Käufer zurück schickt, ist ein Maß für seine Ver-
trauenswürdigkeit.

Gemäß der rationalen Spieltheorie gibt es keine 
Transaktion in diesem Spiel. Maximiert der Verkäufer 
seine individuelle Auszahlung, wird er dem Käufer nichts 
zurückschicken, unabhängig davon, wieviel ihm der Käufer 
geschickt hat. Der rationale Käufer bezieht dies in sein 
Entscheidungskalkül ein, und da er selbst seine individuelle 
Auszahlung maximiert, wird er von vornherein gar nichts 
an den Verkäufer schicken. Es kommt also zu keiner Trans-
aktion. Dieses Ergebnis ist zwar individuell rational, führt 
jedoch zu Auszahlungen, die sozial nicht wünschenswert 
sind. In der spieltheoretischen Lösung wird jeder Spieler 
am Ende des Spiels gerade seine Anfangsausstattung als 
Gewinn haben. Investiert der Käufer jedoch seine gesamte 
Ausstattung von zehn Euro, wird dieser Betrag verdrei-
facht. Jeder der beiden Spieler könnte dann zum Beispiel 
mit 20 Euro nach Hause gehen, wenn der Verkäufer nur 
10 der erhaltenen 30 Euro für sich behält. 

In vielen Experimenten zu diesem Spiel konnte gezeigt 
werden, dass Spieler in der Rolle der Käufer Vertrauen 
zeigen und Beträge an die Verkäufer schicken. Dieses 
Vertrauen wird zwar nicht ganz ausgenutzt, es zahlt 
sich jedoch für die Käufer auch nicht aus: Sie erhalten im 
Schnitt gerade den investierten Betrag wieder zurück.

Experimentdesign: Die Experimente wurden am Centre 
Interuniversitaire de Recherche en Analyse des Organi-
sations (CIRANO) in Montreal mit insgesamt 352 Studen-
ten durchgeführt. Die Teilnehmer verdienten im Schnitt 
30 kanadische Dollar in etwa 90 Minuten. Sie fällten ihre 
individuellen Entscheidungen anonym am Computer. Sie 
konnten außer durch ihre Entscheidungen nicht mit den 
anderen Teilnehmern kommunizieren und wussten zu 
keinem Zeitpunkt, mit wem sie interagierten.

Die Experimente basieren auf einer Wiederholung des 
Vertrauensspiels über zwanzig Runden, wobei jeder 
Teilnehmer immer in der gleichen Rolle (Käufer oder Ver-
käufer) bleibt. Es werden vier Szenarien untersucht:
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(positiv), –1 (negativ) oder 0 (neutral) bewerten. 
Bewertungen, die ein eBay-Nutzer von anderen 
Nutzern erhalten hat, werden aufaddiert zum 
Bewertungspunktestand.7 Hat ein Nutzer einen 
Bewertungspunktestand von 88, kann das bedeu-
ten, dass er 88 positive Bewertungen erhalten 
hat. Es kann aber auch sein, dass er 100 posi-
tive, 27 neutrale und 12 negative Bewertungen 
erhalten hat. 

Jeder eBay-Nutzer kennzeichnet sich nun durch 
diese Punktezahl, die seinem Benutzernamen 
immer anhaftet. Beim Anklicken des Bewer-
tungspunktestandes eines Nutzers erhält man 
detaillierte Information zu den Bewertungen, auf 
denen die Zahl basiert. Dazu gehören die Anzahl 
der positiven, negativen und neutralen Bewertun-
gen, eine Übersicht der Bewertungen im letzten 
Monat, in den letzten sechs und in den letzten 
zwölf Monaten, und Kommentare, wobei man 
auch immer erkennen kann, ob die Bewertung 
von einem Kauf oder Verkauf herrührt. 

7   Früher wurde nur jeweils eine Bewertung von jedem Nutzer 
berücksichtigt, seit Februar 2008 nur jeweils eine Bewertung pro 
Kalenderwoche.

Die Bewertungen bei eBay sind Grundlage dafür, 
dass einander fremde Personen vertrauensvoll 
Geld, Waren und Dienstleistungen austauschen 
können, auch wenn sicherlich noch Raum für 
weitere Verbesserungen am Bewertungssystem 
bleibt. Gegenwärtig ändert eBay sein Bewertungs-
portal unter anderem dahingehend, dass Verkäu-
fer keine negative oder neutrale Bewertung mehr 
abgeben dürfen. Grund ist, dass Käufer aus Angst 
vor Rachebewertungen selbst bei einer schlechten 
Kauferfahrung oft nicht ehrlich bewertet haben.

In einer experimentellen Studie konnte im Rah-
men eines einfachen Spiels gezeigt werden, dass 
ein solches Reputationssystem Vertrauen und 
Vertrauenswürdigkeit unter Fremden signifikant 
erhöhen kann (Kasten).8 Sie zeigt auch, dass im 
Schnitt damit genauso hohe Niveaus von Vertrau-
en und Vertrauenswürdigkeit erreicht werden 
können wie bei wiederholter Interaktion von 
Geschäftspartnern. 

8   Keser, C.: Experimental Games for the Design of Reputation 
Management Systems. IBM Systems Journal 43, 2003, 498–506.

Fremde: In jeder Runde wechseln die Käufer-Ver-
käufer-Paare.

Fremde mit Bewertungssystem: Am Ende jeder 
Runde bewertet der Käufer den Verkäufer als po-
sitiv, neutral oder negativ. Zu Beginn jeder Runde 
(ab der zweiten) kennt der Käufer die frühere(n) 
Bewertung(en) des Verkäufers.

 Kurzfristige Reputation: Der Käufer kennt nur 
die letzte Bewertung des Verkäufers.

 Langfristige Reputation: Der Käufer kennt 
auch alle anderen bisherigen Bewertungen des 
Verkäufers.

Partner (herkömmliche Vertrauensbildung auf 
Märkten): Käufer-Verkäufer-Paare bleiben in allen 
Runden zusammen und wechseln nicht.

Ergebnisse: Die Ergebnisse sind in den beiden Abbil-
dungen dargestellt, die jeweils Durchschnittswerte über 
die Entscheidungen aller Teilnehmer in jeder der zwan-
zig Runden zeigen. Die Einführung von Reputations-
 mechanismen in ein Fremden-Szenario erhöht sowohl 
das Vertrauen (Abbildung 1) als auch die Vertrau-
enswürdigkeit (Abbildung 2) signifikant. Langfristige 

•

•

•

•

•

Reputation ist hierin wirkungsvoller als kurzfristige. 
Interessanterweise sind die Niveaus von Vertrauen 
und Vertrauenswürdigkeit im Partner-Szenario nicht 
signifikant höher als in den Reputations-Szenarien mit 
Fremden. Ganz im Gegenteil: Während in den Reputa-
 tions-Szenarien die Niveaus relativ stabil bleiben, schei-
nen sie im Partner-Szenario fast kontinuierlich zu sinken. 
Das abrupte Absinken ganz am Ende der Interaktion 
in den Reputations-Szenarien ist typisch für diese Art 
von Experiment. Wenn den Versuchspersonen das Ende 
bekannt ist, bricht in den letzten Runden sehr häufig 
die Kooperation zusammen. Das zeigt, dass Kooperation 
strategisch geplant ist. 

Hervorzuheben ist eine große Varianz der individuellen 
Entscheidungen, insbesondere im Partner-Szenario. Dort 
ist zu bemerken, dass die Mehrzahl der Käufer-Verkäu-
fer-Paare entweder fast immer oder nie kooperieren. 
Dazwischen gibt es wenige Paare, die vorsichtig eine 
gewisse Kooperation versuchen, sich dabei jedoch 
nicht richtig treffen, so dass sich deren Niveaus von 
Vertrauen und Vertrauenswürdigkeit schnell nach un-
ten schaukeln. Das zeigt sich auch in der Verteilung der 
individuellen Entscheidungen: Im Partner-Szenario wird 
im Wesentlichen entweder voll vertraut oder gar nicht. 
Die Durchschnittsergebnisse sind deshalb mit Vorbehalt 
zu interpretieren.
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Fazit 

Aus mangelnder Informiertheit und irrationalem 
Verhalten von Verbrauchern folgt nicht unbedingt 
die Notwendigkeit regulierender Maßnahmen. 
„Verhaltensanomalien“ sollten jedoch bei der Ge-
staltung von Politikmaßnahmen berücksichtigt 
werden. Die experimentelle Wirtschaftsforschung 
kann dabei helfen zu verstehen, wie sich spezi-

 fische Maßnahmen auf das Verhalten der Markt-
teilnehmer auswirken. In vielen Situationen ist 
vermutlich nur wenig staatliche Rahmensetzung 
wirklich nötig. Einfache Mechanismen wie die 
Bewertungssysteme auf elektronischen Märkten 
können regulierende Eingriffe weitgehend er-
setzen. Auch beim Design dieser Mechanismen 
kann die experimentelle Wirtschaftsforschung 
einen wichtigen Beitrag leisten.
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